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Zur gefälligen Beachtung für die Leſer. 
Um die Unabhängigkeit der Zeitung unter meiner Leitung 
fortan dauernd ſicher zu ſtellen, werde ich vom 1. April d. J. 
ab neben der verantwortlichen Redaktion auch das Eigenthums⸗ 
(Verlags-) Recht derſelben ausüben. Aus dieſem Grunde wird 
die Privilegirte Stettiner Zeitung nach meiner Auseinanderſetzung 
mit dem Verleger im nächſten Quartal unter meiner verant⸗ 
wortlichen Redaktion zu erſcheinen aufhören. 
Dagegen werde ich vom 1. April d. J. ab die 


„ene Stettiner Zeitung“ 


herausgeben, und dieſelbe unter meiner verantwortlichen 
Redaktion ganz in derſelben Weiſe, wie bisher die Privile⸗ 
girte Stettiner Zeitung erſcheinen laſſen — in demſelben For⸗ 
mat bei zweimaliger Ausgabe täglich — Morgens und Abends, 
mit gleichen Typen, und redigirt nach derſelben politiſchen Ten» 
denz im verfaſſungsmäßig⸗liberalen Sinne. i 

Da weder in dem Perſonal der bisherigen Redaktion, noch 
in dem der Druckerei irgend eine Veränderung vorgenommen, 
ſondern nur das Druckereilokal gewechſelt werden wird, ſo dür⸗ 
fen meine Abonnenten ſich der unveränderten Haltung und Form 
des Blattes unter meiner Leitung verſichert halten, und bitte 
ich dieſelben daher: ihr Abonnement zum 1. April auf die 
„Menue Stettiner Zeitung“, und nicht ferner auf die 
Privilegirte Stettiner Zeitung zu erneuern. 

Bis dahin werden Beſtellungen auf die „Neue Stettiner 
Zeitung“ im alten Lokal, Krautmarkt Nr. 4, angenommen; 
vom 1. April ab in der ehemaligen Wenning'ſchen 
Druckerei, Schweizerhof, hinter der Ottoſchule, 
woſelöſt ich von jenem Tage ab auch alle für die „Neue 
Stettiner Zeitung“ beſtimmten Inſerate und Zuſchriften 
abzugeben bitte. 

Der vierteljährliche Abonnementspreis der „Neuen Stet⸗ 
tiner Zeitung“ beträgt wie bisher für hieſige Abonnenten 
1 Thlr. 10 Sgr., mit Botenlohn 1 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf., für 
auswärtige Abonnenten in Pommern und Deutſchland 1 Thlr. 
17 Sgr. 6 Pf. 

Die königlichen Poſtämter nehmen Beſtellungen auf die 
„Neue Stettiner Zeitung“ für die auswärtigen Abonnenten an. 

Die Expedit onen innerhalb der Stadt bleiben dieſelben 
wie bisher für die Priv. Stett. Ztg. a 

H. Schoenert, Redakteur. 


Zur italieniſchen Frage. 

Der Kern bes jüngſt mitgetheilten Moniteur⸗Artikels will 
neben dem allgemeinen Zwecke weitere Agitation in Deutſchland 
gegen Frankreich als unbegründet nachweiſen und beſonders 
Preußen in feiner bis jetzt behaupteten Stellung in der italieni⸗ 
ſchen Frage befeſtigen und von weiteren anti⸗franzoͤſiſchen Maß⸗ 
regeln zurückhalten. 

In der That ſcheint Napoleon ſelber zu fühlen, daß eine 
Bewegung wie die des Jahres 1813 c., auf deren Fahnen 
Europa gegen Frankreich ſtand, den jungen Kaiſerthron grund⸗ 
lich gefährden — ja mit einer Beſeitigung der jetzigen Dyna⸗ 
ſtie endigen könnte. Die Ausbrüche eines überſprudelnden Na⸗ 
tionalgefühls in einigen kleinern deutſchen Staaten berühren den 
franzöſiſchen Kaifer gewiß weniger, aber bedeutſamer muß ihm 
die Politik Preußens erſcheinen, welches mit ſeiner Armee einer 
gegen Frankreich gerichteten Koalition bald einen empfindlichen 
Nachdruck geben müßte. . 

Wir müſſen es anerkennen, daß bie deutſche Preſſe jehr 
paſſend vie jetzige Reglerung Frankreichs vom franzöſiſchen Volke 
getrennt und in richtigem Taktgefühle Nichts gethan hat, was 
irgendwie eine Animoſität, ein feindſeliges Gefühl gegen das 
franzöſiſche Volk verriethe. Es könnte auch nichts unkluger ſein, 
als den Natlonalgeiſt des fran zöſiſchen Volkes unnöthig reizen 
und es zwingen, ſeine eigenen Intereſſen mit denen der jetzigen 
Dynaſtie zu vereinigen. 

Die Politik unſerer Regierung, welche für die übrigen klei⸗ 
nern deutſchen Staaten gewiß maßgebend ſein wird, fand bis⸗ 
her im eigenen Lande die vollſte Anerkennung und wir find 
überzeugt, daß Preußen und die deulſchen Bundesländer außer 
Oeſterreich einer angreifenden Politik des franzöſiſchen Kaiſers 
bis auf Weiteres nicht ausgeſetzt ſein werden. Zu einem Kriege 
zwiſchen Preußen und Frankreich iſt vorläufig ebenſowenig ein 
Grund, wie zu einem Kampfe zwiſchen England und Frankreich. 

Die Löſung der italteniſchen Frage aber im Sinne der 
Freiheit und der Gerechtigkeit liegt in unſerm eignen Intereſſe. 
Das abſolutiſtiſche Regiment Preußens unterſtützte einſt jene 
Politik, welche die konſtitutionelle Regierungsform in Europa 
auf Koſten der abſoluten Monarchie nicht erweitert ſehen wollte, 
fo daß wir z. B. in Spanien für Don Carlos gegen die Kö; 
nigin Chriſtine auf Koſten unſerer Gewerbthätigkeit und unſers 
Handels Partei nahmen. 


Privilegirte 


Das konſtitutionelle Preußen hat dagegen andere Intereſ⸗ 
ſen und mit England im Bunde kann eine freiere, ſeiner eige⸗ 
nen Regierung ſich nähernde Staatsform nur den gemeinſamen 
Abſichten entſprechen. Wirklich unterſcheidet auch der Italiener 


den Preußen von dem Deutſchen, dem Oeſtexreicher; während 


er dieſen als den Repräſentanten eines bigotten, inhumanen 
Polizei⸗Regimentes verabſcheut, achtet und ſchätzt er den Preu⸗ 
ßen als den Freund einer liberalen, humanen, auf Bildung und 
Gerechtigkeit ſich ſtützenden Regierung. 


Oeſterreich mag alles Mögliche verdienen, — Preußen iſt 


ihm gewiß keinen Dank ſchuldig. Hat es in Italien durch ſein 
autokratſſches Regiment Wind gefäet, jo mag es Sturm ernd⸗ 
ten; Ungarn, Schleswig⸗Holſtein ſind die letzten Opfer der öſter⸗ 
reichiſchen Politik und Italien blutet aus vielen Wunden. Wir 
können nur wünſchen, daß letzteres in dem Kampfe für eine 


freiere Verfaſſung glücklich fein möge, ohne jedoch eine Be⸗ 


ſitzſchwächung Oeſterreichs gutzuheißen. Tritt letztere 
ein und entwickelt ſich die italteniſche Frage zu einer europäi⸗ 


ſchen, welche Preußen ebenſowohl als Großmacht wie als deut⸗ 


ſchen Bundesſtaat zu einer Aktion nöthigt, ſo darf ſich die Re⸗ 
gierung der vollen und bereitwilligen Unterſtützung des Landes 
verſichert halten. 


Deutſchland. 

Berlin, 16. März. Se. k. Hoheit der Prinz⸗Regent 
haben, im Namen Sr. Majeſtät des Königs, Allergnädigſt ge 
ruht: den bisherigen außerordentlichen Geſandten und bevoll⸗ 
mächtigten Miniſter am königlich griechiſchen Hofe, Grafen 
v. d. Goltz, in derſelben Eigenſchaft bei der hohen ottomani⸗ 
ſchen Pforte zu ernennen; dem Sanitäts⸗Rath Dr. Kramer 
zu Berlin den Charakter als Geheimer Sanitäts⸗Rath, und dem 
Kreisphyſikus Dr. Schlegel zu Schweidnitz den Charakter als 
Sanitäts- Rath zu verleihen; den Oberlehrer Dr. Reisacker 
an dem katholiſchen Gymnaſium zu Köln zum Direktor des 
Gymnaſiums zu Trier, den Staatsanwalt Donalies in Stal⸗ 
lupönen zum Direktor des Kreisgerichts in Lyck, fo wie den 
bisherigen Staatsanwalts⸗Gehülfen Arndts in Mohrungen 
zum Staatsanwalt bei dem Kreisgericht daſelbſt zu ernennen; 
und dem Staatsanwalts⸗Gehülfen Pfeil zu Königsberg i. Pr. 
den Charakter als Staatsanwalt zu verleihen. 

Berlin, 16. März. Aus ſehr ſicherer Quelle wird der 
„Br. Ztg.“ ein neuer Beitrag zu der oft vernommenen Behaup⸗ 
tung geliefert, daß man ſich in den maßgebenden Kreiſen an 
der Seine nicht blos mit der haute politique, ſondern auch 
ſehr eingehend mit der haute finance beſchäftige. In Folge 
eines ſehr hohen Auftrages aus Paris, ſollen nämlich unmittel⸗ 
bar vor dem Erſcheinen der bekannten Moniteur-Note vom 5. 
d. M., ſowohl hier in Berlin, als in London, Frankfurt und 
Wien außerordentlich bedeutende Einkäufe von Effekten jeder 
Art ausgeführt ſein. Der Erfolg rechtfertigte die Spekulation, 
denn bekanntlich bemächtigte ſich unmittelbar nach dem Erſchei⸗ 
nen des Moniteur⸗ Artikels ſämmtlicher Börſen eine rapide 
Hauſſe. Man ſieht aber zugleich aus der Verſchiedenartigkeit 
der genannten Börſenorte, daß die Pariſer Spekulationen in 
dieſer Beziehung einen europäiſchen Charakter tragen. 

— Die „Pr. Ztg.“ ſagt: Die „Berliner Revue“ enthält 
in dem erſten Aufjage ihres neueſten Heftes, welcher auch in 
andere Blätter übergegangenen iſt, die Anführung, der jetzige 
Juſtizminiſter gehöre durch feinen Urſprung dem jüdiſchen 
Stamme an. Dieſe Nachricht, gleichviel, ob von Bedeutung 
oder nicht, iſt thatſächlich unrichtig. Nach zuverläſſigen Familien⸗ 
nachrichten, welche bis in das ſiebenzehnte Jahrhundert zurück⸗ 
gehen, haben die Voreltern des Juſtizminiſters Simons ſich 
ſtets zum reformirten Glauben bekannt. 

Berlin, 16. März. (Zwetundzwanzigſte Sitzung des 
Abgeordnetenhauſes.) Beginn der Sitzung 11% Uhr. — Prä⸗ 
ſident: Graf Schwerin. i 

Am Miniſtertiſche: Fürſt Hohenzollern, Simons, v. d. 
Heydt, Flottwell, v. Auerswald. v. Schleinitz, v. Patow, Graf 
Bücher, mehrere Regierungs⸗Kommiſſarien. 

Vor dem Uebergange zur Tagesordnung erklärt der Abg. 
Carl: In der vorigen Sitzung hat mein patriotiſches Gemüth 
in der durch eine Aeußerung des Abg. v. Roſenberg⸗Lipinsky 
hervorgebrachten Aufregung mich in der Vertheidigung zu einer 
Aeußerung hingeriſſen, welche der Hr. Abg. v. Roſenberg⸗Lipinsky 
als eine Beleidigung angeſehen hat. Dies bedaure ich, und 
der vom Hrn. v. Roſenberg⸗Lipinsky bereits abgegebenen Er⸗ 
klärung entgegenkommend, erkläre auch ich, daß ich nicht die 
Abſicht hatte, den Hrn. Abg. v. Roſenberg⸗Lipinsly in irgend 
einer Weiſe zu beleidigen. 

Das Haus geht zur Tagesordnung über. Der Etat für 
das Bureau des Herrenhauſes wird ohne Diskuſſion angenom⸗ 
men. Bei der Berathung über den Etat für das Bureau des 
Abgeordnetenhauſes macht der Abg. Reichenſperger (Köln) auf 


an. 


D 


die Uebelſtände des gegenwärtigen Sitzungslokals der Abgeord⸗ 


neten aufmerkſam. Da die Verfaſſung glücklicherweiſe ihren 
proviſoriſchen Charakter verloren habe, fo ſei es auch an der 
Zeit, daß ein definitives Parlamentshaus errichtet werde; er wolle 
deswegen keinen beſonderen Antrag ſtellen, ſondern nur die Er⸗ 
wartung ausſprechen, daß man bei dem Bau eines Parlaments- 
hauſes neben den materiellen Intereſſen der Zweckmäßigkeit 
auch die äſthetiſchen Anforderungen im Auge haben nnd nicht 
vergeſſen möge, daß in dem zukünftigen Parlamentshauſe deutſche 
Abgeordnete tagen ſollen, daß daher das Haus auch äußerlich 
einen germaniſchen Eharakter tragen und nicht an Griechenthum, 
Römerthum, Italienerthum, Franzoſenthum erinnern möge. Er 
wolle dabei an England erinnern, das uns mit dem Bau des 
Parlamentshauſes in germaniſchem Style den Weg gewieſen 
habe, und wo noch neuerdings in der Nähe des Parlaments⸗ 
hauſes ein ganzer Komplex von Miniſterialgebäuden ebenfalls 
in germaniſchem Style errichtet worden ſei. Er wolle, wie 
gern er es auch thäte, in dieſen äſthetiſchen Betrachtungen nicht 
fortfahren, ſondern nur noch die Hoffnung ausſprechen, man 
möge bei dem Bau des Parlamentshauſes nicht auf dem ge⸗ 
wöhnlichen burcaukratiſchen Wege verfahren, ſondern eine Kon⸗ 
kurrenz von Meiſtern des germaniſchen Styls ausſchreiben. 
Werde dieſem Wunſche Genüge geleiſtet, dann ſei es nicht zu 
bedauern, daß die Abgeordneten ſich ſo lange in einem ſo man⸗ 
gelhaften Lokale hätten behelfen müſſen. — Der Etat wird 
darauf angenommen, ebenſo die folgenden Etats ohne Diskuſſion. 


Erſt der Etat für den Gerichtshof zur Eutſcheidung 
der Kompetenzkonflikte giebt zu einer Debatte Veranlaſſung. 
Abg. v. Rönne (Weſthavelland): Es ſei zwar weder bei dem 
Budget, noch bei Petitionen der Ort, den vorliegenden Gegen⸗ 
ſtand umfaſſend zu erörtern; vielmehr könnten die Mängel nur 
auf dem Wege der Geſetzgebung zum Austrage gebracht werden; er 
wolle nur auf die Unzuträglichkeiten aufmerkſam machen. Art. 90 
der Verfaſſungs Urkunde beſtimme zweierlei: im erſten Abſatze 
werde die Trennung der Juſtiz von der Verwaltung ausge⸗ 
ſprochen; im zweiten Abſatz ſei feſtgeſetzt, daß über Konflikte 
zwiſchen der Juſtiz und der Verwaltung ein beſonderer Ge⸗ 
richtshof entſcheiden ſolle. Dieſer beſondere Gerichtshof ſei 
eine vollſtändig zu Recht beſtehende Behörde; ein großer Uebel; 
ſtand aber ſei es, daß über die Fälle, in denen der Rechtsweg 
ausgeſchloſſen ſei, nicht einmal ein einheitliches Geſetz exiſtire, daß 
vielmehr dieſe Fälle in vielen zerſtreuten Geſetzen enthalten ſeien. Eine 
Zuſammenſtellung dieſer Beſtimmungen ſei eine dringende Forde⸗ 
rang, da der gegenwärtige Zuſtand nicht zu billigen fei und in der 
öffentlichen Meinung zu großer Unzufriedenheit Veranlaſſung gebe. 
Die Regel müſſe ſein, daß nicht ohne die dringendſte Nothwen⸗ 
digkeit der Rechtsweg ausgeſchloſſen, der Kreis der dem Rechts⸗ 
wege entzogenen Sachen möglichſt beſchränkt werde. Der Kom⸗ 
petenzgerichtshof in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt ſei eine bloße 
Abtheilung des Staatsraths, kein Gerichtshof, wie ihn die Ver⸗ 
faſſung verlange. Dieſe Zuſtände eniſprächen keineswegs dem 
Geiſte der Verfaſſung. Die Schwierigkeit, dieſen Uebelſtand 
zu beſeitigen, ſei nicht zu beſtreiten; die baldigſte Organiſation 
eines wirklich richterlichen Gerichtshofes zur Entſcheidung der 
Kompetenzkonflikte ſei aber ein dringendes Bedürfniß und werde 
einem in weiten Kreiſen empfundenen Uebelſtande abhelfen. 

Reichenſperger (Geldern): Das Prinzip der Tren- 
nung der Juſtiz von der Verwaltung führe nothwendig dahin, 
daß über Konflikte ein beſonderer Gerichtshof eniſcheiden 
müſſe; ſonſt werde entweder die Verwaltung der Juſtiz oder 
die Juſtiz der Verwaltung dienſtbar werden. Eine weiſe Praxis 
werde viel zur Beſeitigung der Uebelſtände beitragen; na⸗ 
mentlich ſei die Regierung in allen den Fällen verantwortlich, 
wenn Konflkte von den Verwaltungsbehörden erhoben und vom 
Gerichtshofe zurückgewieſen werden. 

Abg. Wentzel. Wir wiſſen Alle, daß bei denjenigen, 
welche in der franzöſiſchen Rechtsanſchauung herangewachſen ſind, 
die Theorie von der Trennung der Gewalten zu einem ſolchen 
Axiom geworden iſt, daß ſie der Anſicht ſind, von allem, was 
die Verwaltung betrifft, habe die Juſtiz ganz fern zu bleiben. 
Ich freue mich aber, daß ein Mitglied aus der Rheinprovinz 
mir doch kürzlich zugegeben hat, der deutſche Grundſatz, daß, 
wenn irgend möglich, über alle Streitigkeiten der Richter zu 
entſcheiden habe, jei doch der allein geeignete zur Aufrechterhal⸗ 
tung der Freiheit (Bravo!) Man bat aber vielfach bei den 
Angriffen gegen den gegenwärtigen Zuſtand einen unrichtigen 
Standpunkt eingenommen, indem man dieſe Angriffe gegen das 
Geſetz vom 8. April 1847 über die Errichtung des Gerichts⸗ 
hofes zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte gerichtet hat. 
Dieſes Geſetz bildete einen weſentlichen Fortſchritt gegen den 
früheren Zuſtand, wo nämlich die Konflikte in den einzelnen 
Miniſterjen entſchieden wurden. Mir erſcheint es aber ſehr 
ſonderbar, daß man den Richtern in allen andern Dingen 
Unbefangenheit und Unparteilichkeit zutraut, nur in der 


einen Hinſicht nicht, ob in einer Sache ber Rechtsweg zu⸗ 
läſſig ren ausgeſchloſſen ſei. (Sehr gut!) Der Haupt⸗ 
ſchaden liegt darin, daß die Beſtimmungen über die Unzuläſſig⸗ 
keit des Rechtsweges in einer Unzahl von Geſetzen zerſtreut 
find; eine Reviſton dieſer Geſetze iſt ein dringendes Bedürfniß. 
Eine Kabinetsordre aus den dreißiger Jahren beſtimmt: Wenn 
ein Pfarrer oder eine Kirche Leiſtungen aus einem allgemeinen 
Geſetz oder einer allgemeinen Obſervanz zu fordern hat, ſo iſt der 
Rechtsweg dagegen ausgeſchloſſen. Wie ſoll nun aber feſtgeſtellt wer⸗ 
den, ob ein allgemeines Geſetz oder eine allgemeine Obſervanz 
exiſtirt? Iſt es nicht etwas Unerhörtes, daß hierüber der 
Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt? Wohin das führt, will ich an 
einem Falle aus meiner Erfahrung darthun. In einer Pro⸗ 
zeßſache beim Appellationsgericht zu Ratibor war der Einwand 
gemacht, daß ein allgemeines Geſetz oder eine allgemeine Ob⸗ 
ſervanz nicht exiflire. 
ten wir bei dem betreffenden Landrath darnach au. Der ver⸗ 
fügte auf unſere Anfrage: „brevi manu an bie Dorfgerichte 
zum Bericht!“ An die Dorfgerichte, d. h. an den Schulzen, 
den Schullehrer, der zugleich Küſter iſt, und an 2 brave Bauern, 
die aber natürlich keine Ahnung davon haben, was ein allge⸗ 
meines Geſetz oder eine allgemeine Obſervanz iſt. Dieſe Dorf⸗ 
gerichte berichteten nun: „Ja, es beruht auf einem allgemeinen 
Geſetz und einer allgemeinen Obſervanz!“ (Heiterkeit) und ſo 
bekamen wir den Beſcheid auf unſere Anfrage. Dieſe Geſetze 
bedürfen dringend einer Reviſion; aber das Geſetz vom 13. Fe⸗ 
bruar 1854 über die Konflikte bei der Verfolgung von Amts⸗ 
handlungen ſetzt allem, was Beſchränkung des Rechtswegs be⸗ 
telfft, die Krone auf, und ich bedaure ſehr, daß Männer, die 
ſonſt mit mir und meinen politiſchen Freunden zu ſtimmen pfleg⸗ 
ten, das Zuſlandekommen dieſes Geſetzes mit bewirkt haben. 
Ich habe ſchon damals bei der Berathung jenes Geſetzes aus⸗ 
geführt, daß es ſich dabei gar nicht um den Fall eines eigent⸗ 
lichen Kompetenzkouflikts handelt, ſondern um den Fall, daß dem 
Kläger aus höheren Rückſichten ſein Recht abgeſchnitten wird. 
(Sehr gut!) Man nehme z. B. den Fall an, daß durch die 
Verwaltungsbehörde die Durchſtechung eines Dammes vorge⸗ 
nommen wird, oder erinnere ſich an den bekannten Fall, als bei 
der Verfolgung der Tſcherkeſſen der Anführer des Miltairs ein 
Haus anſtecken ließ. Das it gar kein Kompetenzkonflikt; der 
Gerichtshof zur Eutſcheidung ſolcher Konflikte müßte in einem 
ſolchen Falle etwa folgendes Erkenntniß abgeben: In Erwä⸗ 
gung, daß der Beamte dem Kläger allerdings erwieſeuermaßen 
einen Schaden zugefügt hat; in Erwägung, daß es ſeſtſteht, daß 
der Beamte feine amtlichen Befugulſſe überſchritten hat; in Er⸗ 
wägung, daß nach den Vorſchriften des Landrechts der Scha⸗ 
den erſetzt werden müßte, daß dies aber nur aus höhern Rück⸗ 
ſichten nicht wünſchenswerth iſt, wird der Kläger mit ſeiner 
Klage abgewieſen. So lange dieſes Geſetz vom 13. Februar 
1854 beſteht, wird man mit Recht über Juſtizverweigerung zu 
klagen haben. (Bravo!) 

Der Juſtizminiſter: Mit Recht ſei das Geſetz vom 
8. April 1847 als ein Fortſchritt gegen das frühere Verfahren 
bezeichnet worden; bis 1847 hätten nämlich die Reſſortminiſte⸗ 
rien über ſolche Konflikte zu entſcheiden gehabt. Daß jenes 
Geſetz ein Fortſchritt geweſen ſei, gehe auch ſchon aus der ein⸗ 
zigen, darin enthaltenen materiellen Beftimmung hervor, der 
Beſtimmung nämlich, daß gegen rechtskräftige Erkenutniſſe der 
Kompetenzkonflikt nicht mehr zuläſſig ſein ſolle, was vorher auch 
zuläſſig geweſen ſei. Für die ſogenannten ordentlichen Gerichte 
ſei Selbſiſtändigkeit und Unabhängigkeit vindizirt worden; er 
müſſe dieſe Eigenſchaften auch für den Gerichts hof zur Entſchei⸗ 
dung der Kompetenzkonflikte in Anſpruch nehmen. Derſelbe 
babe fein Amt mit Konſequenz, ohne vorgefaßte Meinung, ohne 
die Abſicht und ebenſo ohne den Effekt einer Rechtskränkung 
verwaltet; ſeine Entſcheidungen ſeien auch in der Regel von 
denen der Gerichte nicht abweichend; ja es komme ſogar der 
Fall vor, daß der Gerichtshof den Rechtsweg für zuläſſig er⸗ 
kläre, während das ordentliche Gericht ihn ausgeſchloſſen hätte. 
Der Miniſter könne ſomit das Bedürfniß, das beſtehende Ver⸗ 
fahren einer Abänderung zu unterwerfen, nicht anerkennen. Der 
intereſſanteſte Gegenſtand des Artikels 96 ſei der erſte Abſatz, 
der das Prinzip der Trennung der Verwaltung von der Juſt'z 
ausſpreche; dies ſei der eigentliche Kern der Sache. Was dies 
anbelangt, ſo ſei bereits eine doppelte Anordnung getroffen: 
der Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte fei auf⸗ 
gefordert worden, ſich darüber zu äußern, ob und inwieweit eine 
Abänderung der beſtehenden Geſetzgebung Bedürfniß ſei; und 
zweitens ſolle eine Zuſammenſtellung der ſämmtlichen Entſchei⸗ 
dungen jenes Gerichtshofes angefertigt werden; dabei werde 
zugleich Material zur Beurtheilung der Frage geſammelt, ob 
die beſtehenden Geſetze einer Abänderung zu unterwerfen ſeien. 
Auf einem andern Wege laſſe ſich die Bedürfwßfrage nicht er⸗ 
ledigen. Das Geſetz vom 13. Februar 1854 handle nicht von 
eigentlichen Kompetenzkonflikten; er möchte bezweifeln, daß eine 
ſolche Entſcheidung, wie ſie der Abg. Wentzel als möglich kon⸗ 
ſtruirt habe, ergangen ſei. Auch bei der Anwendung dieſes 
Geſetzes habe der Kompetenzkonflikt⸗Gerichtshof ſich in den aller 
engſten Schranken bewegt. 

Da ein beſonderer Antrag nicht geſtellt iſt, ſo wird der Etat 
des Gerichtshofes dem Kommiſſions⸗Antrage gemäß genehmigt. 
f (Schluß folgt.) 

Frankfurt, 16. März. Nach hier eingetroffenen Nach⸗ 
richten aus München vom geſtrigen Tage hat das Haus der 
Abgeordneten in einer geheimen Sitzung einen außerordentlichen 
Militalr⸗Kredit einſtimmig und die Erlaſſung einer Adreſſe an 
die Krone mit 103 gegen 27 Stimmen genehmigt. 


München, 14. März. Die heutige Sitzung der Kammer 
der Abgeordneten, in welcher die Beſchwerde des Redakteurs 
des „Volksboten“ wegen Verletzung verfaſſungsmäßiger Rechte 
zur Verhandlung kam, fand vor dicht beſetzten Tribünen ſtatt 
und endete wiederum mit elner Niederlage des Miniſteriums. 
Fünf Blätter des „Volksboten“ waren wegen Artikel über den 
vadiſchen Kirchenſtreit auf einen allgemeinen Antrag der badi⸗ 
ſchen Regierung hin mit Beſchlag belegt worden und dieſe Be⸗ 
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Um dieſe Vorfrage zu entſcheiden, frag ⸗ 


ſchlagnahme trotz der entgegengeſetzten Anſicht der bairischen 


Juſtiz⸗Behörden, die einen allgemeinen Straf⸗Antrag nicht für 
genügend erachteten, vom Miniſter des Innern, der hierfür die 
volle Verantwortung auf ſich nehmen zu wollen erklärte, auf⸗ 
recht erhalten. In dem Ausſchußbericht kam u. A. auch jene 
Circularverfügung vom 2. Januar 1853 wieder zur Sprache, 
welche ſämmtliche in Baiern erſcheinende Zeitungen in zwei 
Klaſſen, in „regierungsfeindliche“ und in ſolche „welche ſich zu 
amtlichen Inſertionen eignen“, eingetheilt und die Behörden „bei 
Vermeidung von Ordnungsſtrafen“ angewieſen, den Blättern 
der erſtgenannten Kategorie keinerlei Inſertionen zuzuwenden. 
Der Ausſchußbericht ſchließt mit folgenden beiden Anträgen: „1) 
die Beſchwerde ſei für formell zuläſſig, fo wie für materlell be⸗ 
gründet zu erklären, und demgemäß 2) die Bitte zu ſtellen, Se. 
königliche Majeſtät wolle zu befehlen geruhen, daß den Art. 5 
und 8 des Geſetzes vom 4. Juni 1848 über die Freiheit der 
Preſſe durch die Organe der Polizeigewalt nicht eine Anwendung 
gegeben werde, welche die durch das Geſetz gewährleiſtete Frei⸗ 
heit der Preſſe illuſoriſch mache.“ An der zußerſt lebhaften 
Diskuſſion betheiligten ſich außer dem Referenten Dr. v. Laſſaulx 
die Abgg. Dr. Weis, Brater, Stauber, Ruland, Dr. Völk und 
Dr. Edel. Aus der Rede des Dr. Weis heben wir Folgendes 
heraus: „Die vorliegende Beſchwerde dürfte nicht als eine ein⸗ 
zelne in Betracht gezogen werden; es gebe Bewelſe, daß die⸗ 
ſelbe vielfach erhoben werde, und wenn man derlei bekannte 
Fälle kombinire, ſo komme man zu dem Reſultat, daß die Staats⸗ 
regierung ein Syſtem adoptirt habe, welches durch den Ge⸗ 
brauch des Preßgeſetzes die verfaſſungsmäßige Preßfreiheit illu⸗ 
ſoriſch mache; es ſei dies daſſelbe Syſtem, welches der gegen⸗ 
wärtigen Kammer während der jüngſten ſechs Wochen ſchon 
häufig genug begegnet ſei, in der Finanzverwaltung, im Auf⸗ 
treten der Polizei gegenüber Gemeinden, Stiftungen und Pri⸗ 
vaten, in allen Zweigen des Staatslebens: das Syſtem, an 
Stelle des Geſetzes die adminiſtrative Willkür zu fetzen. Der 
§. 8 des Preßgeſetzes ſei klar; nachdem man in Baiern Jahr⸗ 
zehnte hindurch für die Freiheit der Preſſe geſtritten, glaubte 
man die Frucht dieſes Kampfes am 4. Juni 1848 in dem Edikt 
über die Freiheit der Preſſe eruten zu dürfen. Die Grundzüge 
dieſes Edikts ſeien: 1) Beſeitigung aller Präventlomaßregeln, 
2) die Entziehung aller Preßangelegenheiten aus dem Gebiete 
der Verwaltung, ein Prinzip, welches der §. 5 expressis verbis 
ausſpreche, und 3) die Ueberweiſung aller Zuwiderhandlungen 
lediglich an die Gerichte. Die damalige Diekuſſion und der 
Wortlaut des ganzen Geſetzes felen dieſen Grundsätzen nirgends 
untreu geworden, und Diejenigen, welche im §. 8 eine Aus⸗ 
nahme hiervon erblicken wollen, befänden ſich im Irrthum. 
Derſelbe enthalte nichts, als analog mit den Beſtimmungen des 
allgemeinen Strafgeſetzbuches für die Polizei die Ermächtigung, 
ja die Pflicht, gegen Uebertretung ſogleich einzuſchreiten; doch 
nicht für ſich, ſondern für die Gerichte, denen ſie augenblicklich 
Anzeige zu erſtatten habe; der Termin von 8 Tagen nach $. 8 
ſei nicht der Termin der Anzeige durch die Polizei, ſondern der 
Termin der Einleitung einer Unterſuchung durch das Gericht. 
Dieſen klaren Wortlaut des Geſetzes habe die Erklärung des 
Staatsminiſteriums nicht anerkannt, vielmehr ſich auf den Boden 
der Theorie der ſtaatsrechtlichen Nothwendigkeit geſtellt, die 
darin beſtehe, daß die vollziehende Gewalt aus Utilitätsrückſichten 
in einzelnen Fällen über Verfaſſung und Geſetze ſich hinausſetzt, 
eine Theorie, ſo unvereinbarlich und ſo gefährlich, daß darüber 
kein Wort weiter zu ſprechen ſei. Der Herr Miniſter habe 
ſchon im Ausſchuſſe erklärt, die Rückbehaltung der in der erſten 
Beſchwerdegruppe begriffenen 5 Blätter habe bei ihnen gleich⸗ 
mäßig deßhalb eintreten müſſen, weil ſie mit einem einzigen be⸗ 
ſtimmten Gegenſtande ſich beſchäftigten, in allen andern Fällen 
ſeien die geſetzlichen Vorſchriften feſtgehalten worden. Wenn 
das wahr wäre, fo könnte man ausnahms weiſe darüber hinweg⸗ 
gehen; aber es ſei nicht richtig; und nicht nur aus einer Menge 
anderer Beſchlagnahmen des Volksboten, welche der Redner ein⸗ 
zeln aufführt, und welche ganz andere Gegenſtände behandeln, 
bezüglich deren höhere Rückſichten nicht können obgewaltet haben, 
ſondern auch bezüglich weiterer Fälle — hier ſei nur an die 
dem vorigen Laudtage vorgelegene Beſchwerde des verſtorbenen 
Dr. Feuſt von Bamberg zu erinnern — könne die Komplizität 
gar nicht zweifelhaft fein.“ In namentlicher Abſtimmung wur⸗ 
den ſchließlich beide Ausſchußanträge mit 130 Stimmen gegen 
die eine des Appellraths Lang angenommen. 


Italien. 

Turin, 11. März. Der Kriegslärm der letzten Tage, 
obgleich groß genug, iſt nun durch die Einberufungsordre der 
Kontingente auf einen Höhegrad geſtiegen, der ſelbſt in der 
Lombardei, wo doch eine ſolche impoſante Armee ſchlagbereit 
fleht, ſchwerlich größer fein kann. Durch das Einberufungs⸗ 
Manlfeſt wird die piemonteſiſche Armee in etwa vierzehn Tagen 
auf 75,000 Mann gebracht fein, denn es ſind die Altersklaſſen 
von 1828, 1829, 1830, 1831 und 1832, die ſich in Urlaub 
befinden, jo wie die auf temporärem Urlaub ſich befindlichen 
Artersklaſſen von 1832 und 1833 einberufen. Die Einberu⸗ 
fungsordre gilt ſowohl für die Marine als für das Heer. 


e Frauk reich. 

Paris, 14. März. Aus Veranlaſſang des Geburtstages 
des kaiſertichen Prinzen ſieht man für den 16. März zahl⸗ 
reichen Beförderungen im Heere entgegen. — Ein Stallmeiſter 
des Kaiſers, der Kommandeur der Hundertgarden und zwei 
andere Beamte ſind in Caen augekommen, um auf dem dort 
ftattfindenden Pferdemarlte Einkäufe zu machen. — Nach Boll, 
endung der Toulon⸗Marſeiller Bahn wird ſofort die Zweigbahn 
nach Carpentras in Angriff genommen werden. Auch an der 
Bahnſtrecke zwiſchen Brives und Perigueux wird mit ungewöhn⸗ 
licher Eile gebaut; ebenſo an der Strecke zwiſchen Perigueux 
und Niverſac, wo die Bahn von Agen und die von Bordeaux 
nach dem Rhonethale zufammentreffen. 

Paris, 16. März. Der heutige „Moniteur“ meldet die 
Ernennung von einem Diviſtons⸗General, 9 Brigade⸗Generalen 
und 13 Oberſten. — Das Uebungs⸗Geſchwader hat geſtern 
Toulon verlaſſen, um in offener See zu manöveriren. 


Großbritannien und Irland. 

London, 14. März. Die „Times“, die lange Zeit ſtand⸗ 
haft gegen die Union der Donaufürſtenthümer geſprochen hat, 
beginnt die Segel zu ſtreichen. In einem Artikel über die 
Aufgabe des Kongreſſes, der nächſte Woche in Paris zuſam ⸗ 
mentreten ſoll, bemerkt gleich der erſte Abſatz: „Es mag ſchon 
ſein, daß das Geſetz gebrochen wurde, und doch kann die Klug⸗ 
heit gebieten, daß der ungeſetzliche Akt gültig bleibe. 

London, 15. März. In der ſoeben ſtattgehabten Sitzurg 
des Unterhauſes blieb die von der Regierung vorgelegte Kir- 
chenbillſteuer abermals mit 242 gegen 168 Stimmen in der 
Minorität. — Im Oberhauſe erwiederte Malmesbury auf eine 
desfallſige Interpellatlon Claren ons, daß die Kündigung des 
Stadezolls am 14. Auguſt erfolgt fei. Die Behauptung Hau⸗ 
novers, die Kündigung ſei in einer ſpäteren Depeſche ſuspen⸗ 


dirt worden, ſei unrichtig, jedenfalls aber ſei dieſe Kündigung 


am 10. Dezember erneut worden und bezwecke dieſelbe nicht 
eine Abſchaffung, ſoudern Herabſetzung des Stadezolles. — 
Beide Häuſer haben ſich heute vertagt. 


—— — Ä ͤ äwäàðb 4 — 
Provinzielles. 

Swinemünde, 16. März. Mit geſpannter Theilnahme und 
mit großem Intereſſe nehmen wir hier Kenntniß von jenen Planen, 
welche uns mit dem Binnenlande noch näher durch eine Eiſenbahn 
verbinden ſollen. Gewiß acceptiren wir Alles, wodurch wir unter den 
Küftenftädten eine höhere Stellung einnehmen können, — aber wir 
find ſelber noch uneins darüber, wieweit eine Eiſenbahn uns zu einer 
4 Bedeutung führen kann, Alle die Gefahren, welche ein mit 
N. Gr. gezeichneter Artikel in No. 113 Ibrer Zeitung für Stettins 
Zukunft ſchon mit prophetiihem Auge vorauaflebt, erſcheinen uns mehr 
der Phantaſie als der nüchternen Betrachtung anzugehören. So lange 
es nicht gelingt, Stettin die Oder zu nehmen, jo lange darf es für 
ſeine Zukunft noch nicht beſorgt fein, denn erfahrungsmäßig eignen 
ſich gewiſſe Güter und Waaren nur je den koſtſpieligeren Eijenbabn- 
transport, wenn eine billigere Waſſerſtraße, welche mittelft der Schlepp⸗ 
ſchifffabrt die Schnelligkeit gewöhnlicher Güterzüge auf der Eisenbahn 
weit überholt, eine Benutzung nicht verſtattet. Wir find daber der Anſicht, 
daß nur gewiſſe Speditionsgüter wie Twiſte, Baumwolle, Südfrüchte 
und verſpätete Ladungen ruſſiſcher Produlte der Eisenbahn eher als 
dem Waſſertransport zugeben würden. Daß nach dem Baue der 
Eiſenbahn den ganzen Minter die Schifffahrt offen bleiben und eine 
ungeſtörte Kommunikation zwiſchen dem Meere und dem Binnenlande 
eröffnet werden dürſte, iſt ebenfalls deshalb 115 gut möglich, weil der 
Winter unſern Hafen mit Eis belegt und die Schifffahrt in der Oſt⸗ 
ſee — in Rußland, Schweden, in den Häfen der Nordfer, geſchloſſen 
iſt, auch Schiffe nie be immt darauf rechnen können, ob ihnen der 
ungeſtörte Eingang möglich iſt. Wie koſtſpielig aber das Eineiſen vır- 
ſpäteter Schiffe in Oſternothhafen für die Betheiligten wird, iſt be⸗ 
kannt — 5 Nur für verſpätete Schiffe und frühe Verſendungen 
per Eiſenbahn von dem Binnenlande über Swinemünde, wenn das 
Haff noch geſchloſſen iſt, kann die Eiſenbahn beſondere Dienfte leiſten. 
Würde übrigens dieſe über die Inſel Wollin gebaut, und käme der 
Bahnhof auf die gegenüberliegende Seite, ſo müßte der Handel von 
bier nach drüben auswandern, um dort die Spedition der Güter ſec⸗ 
und landwärts zu übernehmen. Um jedoch jede Kolliſton mit den 
Rapongeſetzen zu vermeiden, mit denen nach dem Baue der Hafenforts 
die im Bezirke der Werke liegenden Grundſtucke bedacht find, würde 
es gewiß nöthig ſein, die Eiſenbabn an einem Punkte münden zu 
laſſen, wo die gefährliche Nachbarſchaft ihre Folge nicht äußern kann. 
Ginge die Eiſenbhabn aber über das Haff nach unſerer Stadt, jo würde 
jedenfalls eine idung unjerer Bevölkerung für die Wahrnehmung 
ihrer Intereſſen auf der gegenüberliegenden Inſel unnöthig werden. 
Der Handel ift kosmopolitiſcher Natur; ſollie wirklich das Unwahr⸗ 
ſcheinliche und Unglaubliche ſich verwirllichen, daß Stettin nach Swine⸗ 
münde überſiedelte und die Stettiner Börſe in Swinemünde ihre Ge. 
ſchäfte abſchlöſſe, jo würde die Tochter die Mutter mit Liebe und Ach⸗ 
tung empfangen und ihr mehr als einen Altenſitz einräumen! 


. Stettiner Nachrichten. a 
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Die telegraphiſchen Depeſchen melden: 
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Die auswärtigen Abonnenten dieſer Zeitung bitten wir im 
Verfolg unſerer Ankündigung, für das nächſte Quartal ihr 
Abonnement auf die „Meue Stettiner Zeitung“ zu er⸗ 
neuern. Die königl. Poſt⸗Expeditionen ſind durch den neueſten 
Poſt⸗Zeilungs⸗Katalog und durch beſondere Zuſchriften unſerer⸗ 
ſeits von dieſer Veränderung unterrichtet worden, und werden 
Beſtellungen auf die „Neue Stettiner Zeitung“ offektuiren. 

Die Redaktion. 
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